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Eine große Zahl der Zivilprozesse wird nach einer
Beweisaufnahme entschieden. Die Durchsetzung eines
Anspruchs ist maßgeblich von der Beweissituation
abhängig. Für jeden beteiligten Praktiker sind daher
fundierte Kenntnisse des Beweisrechts unverzichtbar. Dieses
Handbuch behandelt umfassend und kompakt die
Verfahrensgrundsätze, Voraussetzungen, Durchführung und
Würdigung der Beweisaufnahme sowie das selbständige
Beweisverfahren. Die Darstellung wird angereichert durch
zahlreiche Beispiele, Praxistipps und Hinweise auf
Fehlerquellen. Hinzu kommen Formulierungsmuster und
prozesstaktische Empfehlungen. Richtern, Rechtsanwälten
und Rechtsreferendaren werden auf diese Weise die
erforderlichen Detailinformationen zum gesamten
zivilprozessualen Beweisverfahren vermittelt. Die
Neuauflage berücksichtigt insbesondere eine Fülle aktueller
Rechtsprechung sowie die gesetzlichen Regelungen zum
Arztrecht. Außerdem wurde das Kapitel zum selbständigen
Beweisverfahren um wichtige Details ergänzt.

Dr. Holger Jäckel ist Richter am Landgericht Nürnberg-Fürth
und Lehrbeauftragter an der Technischen Hochschule
Nürnberg.



Vorwort zur 2. Auflage

Das seinerzeit neu konzipierte Handbuch ist auf erfreuliche
Resonanz gestoßen. Für diese Neuauflage habe ich einige
weitere Abschnitte eingefügt, die auf Anregungen aus der
Leserschaft oder auf Erfahrungen aus dem richterlichen
Alltag zurückgehen. Die zivilrechtliche Judikatur förderte in
den vergangenen Jahren zahlreiche beweisrechtliche
Aspekte zu Tage. In den Fußnotenapparat habe ich daher
nicht weniger als 120 neue Entscheidungen aufgenommen.
Inzwischen haben sich in der Justiz überall EDV-gestützte
Entscheidungsmuster und Textbausteine durchgesetzt. Die
im Buch genannten Formulierungsbeispiele stellen auch
weiterhin lediglich Anregungen dar.
 
Nürnberg, im März 2014 
Holger Jäckel



Vorwort zur 1. Auflage

So häufig wie ein Prozess nicht zu vermeiden ist, so sehr ist
sein Ausgang in vielen Fällen von einer Beweisaufnahme
abhängig.
Das zivilprozessuale Beweisrecht ist keine konsistente
Materie. Es setzt sich aus vielen Bauteilen zusammen, von
denen manche nicht einmal ausdrücklich gesetzlich geregelt
sind. Indessen sind für jeden im Prozess tätigen Juristen
hinreichende Kenntnisse im Beweisrecht unverzichtbar. Das
vorliegende neu konzipierte Handbuch wendet sich in erster
Linie an Berufsanfänger unter Richtern und Rechtsanwälten,
ebenso an Referendare. Sie sollen einen Überblick in das oft
als komplex empfundene Beweisrecht erhalten, so dass
verfahrensrechtliche Fehler nach Möglichkeit vermieden
werden. Das dürfte auch für erfahrene Praktiker interessant
sein. Insbesondere von Anwälten verlangt man, dass sie
anhand der Beweissituation die Prozessaussichten
beurteilen und danach die Weichen für das weitere
Vorgehen stellen.
Die Darstellung orientiert sich am typischen Prüfungsablauf
der Beweisaufnahme. Nach übergreifenden allgemeinen
Themen folgen die Bereiche Beweisbedürftigkeit,
Beweismittel, Beweiswürdigung und Beweislast. Als
Abschluss wird das selbständige Beweisverfahren erläutert.
All dies wird mit Beispielen, typischen Fehlerquellen und
Formulierungsmustern illustriert. Die Formulierungsmuster
erheben keinen Anspruch auf Ausschließlichkeit. Für viele
Verfügungen und Beschlüsse halten die Gerichte
Formblätter vor. Sie erleichtern die Arbeit, sind aber nicht
immer frei von Fehlern.
Die Nachweise in den Fußnoten – von denen ich bewusst
zahlreich Gebrauch gemacht habe – beziehen sich zumeist



auf höchst- und obergerichtliche Rechtsprechung. Sie ist für
die Praxis ausschlaggebend. Den Weg zu näherer Vertiefung
weist die Schrifttumsübersicht am Beginn der einzelnen
Kapitel oder Abschnitte.
Niemand vermag bei einem neu erstellten Handbuch von
Beginn an Perfektion zu liefern. Daher sind Hinweise und
konstruktive Kritik jederzeit willkommen.
Abschließend habe ich Herrn Rechtsanwalt Jens Roth vom
Verlag W. Kohlhammer für die engagierte Unterstützung bei
der Realisierung des Buches zu danken.
 
Berlin, im März 2009 
Holger Jäckel
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a) Folgen der Beweislosigkeit
b) Entscheidungsnormen

3. Bedeutung der Beweislast im Übrigen
a) Nochmals: Darlegungslast
b) Sonstige prozessuale Wirkungen
c) Klauselverfahren (§  726)

II. Verteilung der Beweislast
1. Normentheorie
2. Gesetzlich verankerte Beweislastregeln
3. Richterliche Rechtsfortbildung (Gefahrbereiche)

a) Grundlagen
b) Fallgruppen
aa) Anwaltshaftung.
bb) Arzthaftung.



cc) Mietrecht.
dd) Produzentenhaftung.
ee) Sonstige Berufspflichten
ff) (Vor-)vertragliche Aufklärungs- und
Beratungspflichten.

4. Negative Feststellungsklage
5. Abgrenzung

III. Beweislastverträge
1. Inhalt
2. Wirksamkeit

a) Grundsatz
b) Allgemeine Geschäftsbedingungen

8. Kapitel: Selbständiges Beweisverfahren
I. Grundlagen

1. Verfahrenszweck und Charakteristika
a) Streitvermeidungsfunktion
b) Unerhebliche Faktoren
c) Beweismittelbeschränkung
d) Verfahrenszeitpunkt
e) Prozesskostenhilfe

2. Praktische Bedeutung und anwaltliche Pflichten
3. Mögliche Verfahrenskonkurrenz
4. Anwaltszwang

II. Antragsvoraussetzungen
1. Zustimmung des Gegners (§  485 Abs.  1)
2. Verlust- oder Erschwerungsgefahr (§  485 Abs.  1)
3. §  485 Abs.  2

a) Verfahrenssituation
b) Gegenstand der Begutachtung
aa) Zustandsfeststellung (Nr.  1)
bb) Ursachenfeststellung (Nr.  2)
cc) Aufwandsfeststellung (Nr.  3)
c) Rechtliches Interesse
aa) Praktische Handhabung



bb) Mindestanforderungen
III. Antragsschrift (§  487)

1. Form und Zuständigkeit
2. Inhalt

a) Zwingender Inhalt
aa) Mindestangaben
bb) Beweisthema
cc) Glaubhaftmachung
b) Weitere Angaben
c) Antragsrücknahme und Erledigungserklärung

3. Muster (§  485 Abs.  2)
IV. Gerichtliche Entscheidung (§  490)

1. Verfahren nach Eingang des Antrags
2. Stellungnahme des Gegners
3. Gerichtlicher Beschluss

a) Beweisbeschluss
b) Zurückweisung des Antrags

V. Durchführung der Beweisaufnahme
1. Anwendung allgemeiner Vorschriften
2. Mündliche Erörterung
3. Ende des Verfahrens

VI. Frist zur Klageerhebung
1. Antrag
2. Anordnender Beschluss
3. Fristwahrung
4. Fehlende Klageerhebung

VII. Verwertung im Hauptsacheverfahren
1. Voraussetzungen der Verwertung

a) Durchbrechung des
Unmittelbarkeitsgrundsatzes
b) Ladung und Geltendmachung

2. Urteil im Hauptsacheverfahren
3. Weitere Konstellationen

VIII. Streitwert und Gebühren



1. Streitwert
a) Grundsatz
b) Erkenntnisquellen
c) Zuständigkeit
d) Rechtsmittel

2. Gebühren

Stichwortverzeichnis


